
Bundessozialgericht
-1211x53/eo- -

j n N a m e n d e 8 V o 1 k e 5

U r t e i 1 t

in dem Rechtsstreit

Kläger, Ravisionsbeklugter‘und
Rev1sionskläger,

Prozeßbevollnächtisterz
. oo . o.o._o . @.‘._. @. o—.o". o' o o o o o o o . . c.-o . . ,

g e g e n _

.................'OODOOO......O....OOOQOOOOOO...QOOOOOOO,.

Beklagte, Revisionsklägerin und
Revismonabeklagte,

beigelaQen:
' . . ‚....

.................(
......OOOCOO......ODOOVOOOOOOOO_.

Der 12_ Senat des Bundessozialgerichts hat.ohnn mündliche

Verhandlung am 24‚.Juni 1981-

für Recht erkannt;

Auf die Revision d°r Beklagten wird das.Urteil djs Landessc-

zinlgerichts Badev—Uürttomberg vom 20. Juni.1980 aufgehoben,

soweit es die 201% vor dem 1; März.1967 betrifft.

in‚oü‚it
wird der'Recht88treit zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung an das panaessoziälgefidht zufüékverüiesen.
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Die Ansehlußrevieioli des Klägers wird als unzuläeeig ver- ..
‘ warfen.

Insoweit haben die
Beteiligten ei:lnnder außer3erich'izliéhe'

‘
Kosten des" Revisionaverfehrena nicht zu erstatten. ‘

Maus.

_1 ]

Der Rechteetreit wird nm-die Frege geführb..6b für 645 ent-

,
geltlich beschäftigte wissenschaftliche Hilfskräfte und
Verwalter von Aseistentenatellen der Universität ch.’ “f
die nach Ablegung der Abachlußprüfnngen weiter als ordent—
liche Studierende innatrikuliert blieben. Vereicherungeptlicht

in der Rentenvereicherung der Angestellten bestand und ob des-
halb das klagende Land für die Zeit. von 1. Dezember 1964 bis
30. September 1967 Beiträge in Höhe von 451. 378, 08 Ill eehnldet.

‚Nach voranegegangenen längeren
8ehrittveohsel

zwischen
der

Beklagten. der Universität 3 und der beigeledenen
_

Bundesversicberungsanstaltrar Angeste11to.(ßri).uoicodie..i
„Beklagte an 25. lovenber 1966 in der von..ihr tür sznndeätz-';j

lich gehaltenen Rechtsfrese. ob Personen. die nach..der Di—
‚

plomprüfung zum..Zueeke der Promotion.. weiterhin. innatrikuliert

seien und.nebenbei ale viseenechettliehe„■iltskrätteibei der
Universität. eine_entgeltliohe Beeobiittimeueübten„renten- '
versicherungep£lichtig.oder‚versicherungetrei—eeien‚„eine.

Erklärung.geläßfß_1a1 Abs 4 dee Angeetelltenvereieberungnge—n
eetzes.(AV6).von der BfA ein, Hit.Sebzeiben.vo-.16„-Iebruer

_1967 teilte sie unter der.Obernebritt-!R.ntenrereieberunge-ÄuÜ"

ptlicht von Doktoraixden/Uinenecbettliehm Hilteknätte etc,
hier: Versichernnsstreibeit'gel■ß 5.4 Ab. 1 Er 4 AnVIG“

‘(- richtig: AVG)eine (die Veriiebemngeptlicht den}genenn—'
ten Pereonenkreieee ab 1. Jenaer 1964 entgegen der bis dahin

.. —5 - .}
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vertreténeniAuff383ung bejahende)i*Erklärung der BfA vom
6° Januar 1967 der-Universitätskasse H „_=; .—mit und for—
derte diese auf, für den infrage stehenden Personenkreis rück—
wirkend ab 1- Januar 1954 die'entsprechenden Meldungenzur Bei—
trasssruppe "L" zu erstatten,»die Beiträge nachzuweisenund
an sie abzüführen. Die Universitäxskasse„erhob mit Schreiben

vom 47. Februar 4964 Wider8prubh‚"gegenidie Entscheidung der»
BfA" und hat, die Entscheidung über.den Widerspruch vorerst .„„.
auszusetzen. Am 22. Dezember 7967 äbersandte die Beklagte der
UniverSitätskasse Ha»f„‚' zwei.Mitteilungen über die.Nach—=
erhebung von Beiträgen in Höhe-Von 459;856,15.DM und.4.899,08 DM.

Als Anlagen Wären-über den höheren„ßetragweine'Beixrag5berechrv

nung vom 24.‚Dezember'■967und.über den niedrigeren Betrag.ein
Nachtrag zu dieser Rechnung vom 22.“Dezember.■Q■7.beigefügt.

ZUSätZli0h waren in einer Aufstellung insgesamt 645 Personen
mit ihrem Namen; dei Beschäftigungsdauer, soweit.sie in die
Zeit_vom 4. Dezember 1964 bis 30;"September.4967;fiel,„undf
'faSt au$nathios

—dem Bruttoverdienst_aufgeführt, „aus dem
die Beklagte die Beiträge zur Angestelltenver51cherung (dä—

mals 14%) errechnet hatte. -' -. ‘ - ' ' * *
‚ «;?o. —‚ L ‚- _,.

DemWiderspruch halt die Beklagte-nicht ab:.Der Bescheid vom—
16—Februar 4967 und der Beiträg3bescheid 10m„21. Dezember
4967 - die£er@dam„■runde nach - seienäw£ge■.der.Beitragsfor—f
derung ab Dezember 4964 nicht zu;beanstanden„(Widerspruch5be—
SCheid vom 24° April 1975)—Die Klage.hlieb.ebenialls-erfolg—
103 (Urteil des 502ialgerichtSJ-SG— Mannheim vom 15; März 1977).

An! die Berufung des Klägers hat das Landessozialgerinht (LSG)

Baden-Württemberg das Urteil des SG abgeändert und—die Be-
scheide der Beklagten vom 46— Februar 4967 und 22.,De2ember
1967 inder Gestalt des Widerspruchsbescheidesevom„24‚ April

1975 aüfgehoben,'gowéit Beiträge für die Zei$ vor dem 1. März„
1967 verlangt Werden. Im übrigen'hat—es.die.Beruiung zurückge—
wiesen (Urteil vorn'f20; Juni -'1980).wMs.-LSG„hat«.d&sLand Ba.—
den-Württemberg 1- wie schon das SG -’a'lif Grunddes im Wege der
Klageändérung V0rgenommenen Pärteiwechsels‘als Kläger betrach—
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tet. In dem Mitteilungen der Beklagten vom 16..Februar 1967

und 22. Dezember 1967 hat es trotz Fehlens einiger typischer

Merkmale Verwaltungsakte gesehen, die mit hinreichender Bent—‘

lichkeit erkennen ließen, daß die Beklagte für die immatri-
kulierten wissenschaftlichen Hilfskräfte und Stellenverwalter

Beiträge verlangt habe. Die Beiladung dieser Personen hat das

LSG nicht für erforderlich gehalten und zur Begründung hierzu

ausgeführt, die Beklagte habe-in ihrem Bescheid vom 16. Februar

1967 nach wörtlicher Wiedergabe der Stellungnahme der beige—

ladenen BfA darum gebeten, für den.infrage stehenden Personen-
kreis Meldungen zu erstatten, die Beiträge nachzuweisen und

an sie, die Beklagte, abzuführen..namit-und durch ihre wei-

teren Bescheide vom 22. Dezember 1967„habe sie zu erkennen ge—v
geben, daß es ihr auf die Entrichtnng.der Beiträge angekommen

sei und die Frage der Versicherungstlicht oder -freiheit nur
eine - wenn auch rechtlich erhebliche - Vorfrage.sei. Unter

diesen Umständen sei eine Beiladung der-Betroffenen.ausrden-
selben Gründen entbehrlich wie im Urteil des BSGvom 10..Sep— 1
tember 1975 — 5/12 RK 15/74 -. Im.übrigen.wäre eine.Beiladungn’

heute nicht mehr durchführbar..Etwa-64O Personen, darunter
offenbar Ausländer, auch aus außereur0päischen Staaten, die

vor etwa 15 bis 15 Jahren nach bestandenem.Examen noch für —
kurze Zeit Hilfskräfte oder Stellenmerwalter an der Univer—i

sität H.£ä*%ß “gi gewesen seien, würdensü4■ierfahrungsgemäß

heute nicht mehr ermitteln und.laden lassen..Eine notwendige
Beiladung in Versicherungspflicht—Streitigkeiten könne in '

so extremen Fällen unter Umständen an praktischen Hindernis—

sen ihre Grenze finden. ' ' ' ’

In der Sache hat das LSG entschieden,.daßwdiemimmatrikulier-

ten wissenschaftlichen Hilfskräfte und Stellenverwalter‚als„

gegen Entgelt beschäftigte Angestellte-nach 5.2 Abs 1-Nr 1
AVG versicherungspflichtig gewesen seien. Die Voraussetzung

der Versicherungsfreiheit nach 5v4 Abe.1.Nr 4.AVthabe nicht

vorgelegen, weil nach demersten Studienabschluß (Diplom-
prüfung oder Staatsexamen oder Promotion) ein "ordentliches
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Studium" 13 dieser Vorschrift.nicht mehr habe angenommenwerden
können. Auch nach anderen Vorschriften habe Versicherungsfreie

heit nicht bestanden. Dennoch-könneédieéßeklagte Beiträge für
die Zeit vor dem 1. März 1967 nicht mehr fordern. Dem stehe
ihre Mitteilung vom 21. Januar 1963 entgegen„mit dem sie gegen—

über der Universität und dem Land als Arbeitgeber verbindlich

geregelt habe, daß der darin angesprochene Personenkreis ver-
sicherungsfrei gewesen sei. Hierbei handele es sich um einen

bindend gewordenen Verwaltungsakt, zu.dessen.Erlaß die Beklagte

als Einzugsstelle nach 5 121 Abs.} AVG zuständig gewesen sei.

Selbst wenn er wegen der Unbestimmtheit des-betroffenen Perso—

.nenkreises‚rechtswidrig.gewesen sei, sei er nicht unbeachtlich.

Der für den Kläger begünstigende Verwalthngsakt.habe nur mit
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden können. Das sei nur
für Beiträge der Fall, die für Gehälter ab März 1967 erhoben

worden seien.

Mit der ;
vom LSG zugelaséenen % Revision vertritt die Beklagte

die Auffassung, daß es sich bei dem Schreiben vom 21. Januar
1963 nicht um einen Verwaltungsakt. gehandelt habe, sondern um

eine Auskunft, mit der nichts mit unmittelbarer Wirkung.nach

außen geregelt worden sei und die auch keine Regelung eines

Einzelfalles zum Gegenstand gehabt habe. Auch sei ein Ver-

trauensschutz nicht begründet werden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG insoweit aufzuheben, als es die Bei—

tragsnachforderung für.die Zeit vom 1. Dezember 1964 bis

28. Februar 1967 betrifft, und die Klägerin zu verurtei—
len, die geforderten Rentenversicherungsbeiträge für den
geSamten Zéitraum vom 1. Dezember 1964 bis 30. September

1967 in Höhe von 451. 378,08 DMneb$t entstandener Säumnis—
zinsen zu zahlen (dh sinngemäß: die Berufung des Klägers

_
gegen das Urteil des SG in vollem Umfang zurückzuweisen).
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Der Kläger hat mit Schriftsatz vom 5. Dezember 1980 Anschluß—

revision eingelegt. Er beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuueisen und das Urteil

des LSG dahin abzuändern, daß die Bescheide der Beklagten

vom 16. Februar 1967 und22. Dezember 1967 inder Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 24. April 1975 auch inso-

weit aufgehoben werden, als.Beiträge für die Zeit vom
4. März 1967 bis 30. September 1967 verlangt werden.

Die Beigeladene beantragt,

das Urteil des.LSG dahin.abzuändern‚‚daß.die Berurung des

Klägers gegen das Urteil des SG.in.vollem Umfang zurückge-

wiesen wird, sowie die Anschlußrevision des Klägers zu-
rückzuweisen.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung.durch Ur-

teil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124
Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet. Sie

führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils in dem durch

sie streitbefangenen Umfang und insoweit zur
Zurückverwei-l

sung des Rechtsstreits.an das LSG.

Die Anschlußrevision des Klägers ist dagegen unzulässig. Sie

ist nicht innerhalb.der„am.1ß..August.1980.abgelaufenen Revi-
.sionsrrist eingelegt„ward3n‚nnls„somit„unselbständige An-
schlußrevision hätte sie deshalb bis zum Ablauf eines Monats
nach der Zustellung der Revisicnsbegründnngsschrift der Be—

klagten beim Revision3gericht einge.hen.„miissen;..(ä202.SGGiVm
5 556 der Zivilprozeßordnung -ZPO-). Die Revisionsbegründungs-
schrift der Beklagten ist dem Kläger mit einem am 9. Oktober
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1980 zur Post gegebenen Einschreibebrief übersandt werden und

gilt deshalb als am 12. Oktober 1980 zugestellt (@ 65 Abs 2

SGGiVm 5 4 Abs 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes —VwZG-).
Die Revisionsanschlußschrift des Klägers vom 5. Dezember 1980

ist jedoch erst am 11. De2ember 1980, also nicht innerhalb der

am 12„ November 1980 abgelaufenen Anschlußfrist‚ beim Bundes—

sozialgericht (BSG) eingegangen. Wiedereinsetzungsgründe nach
5 67 SGGsind nicht zu erkennen.

Die Aufhebung des Berufungsurteils in dem durch die Revision

der Beklagten streitbefangenen Umfang ist zwingend geboten‚ weil

das Verfahren vor dem LSG an einem im Revisionsverfahren.fortw

wirkenden prozessualen_Mangelnleidet‚‚der in der Revisionsin-

stanz nicht beseitigt.werden kann„ Das.L50.hätte die Personen,

um deren Versicherungspflicht es geht, zum Verfahren notwendig

beiladen müssen (5 75 Abs 1, 1„ Fall.SGG)‚.weil„die„Entschei—

dung auch ihnen gegenüber-nur einheitlich ergehen kann (BSGSOZE

1500 5 75 Nrn 15 und 21). Die Gründe, die das LSG bewegen haben,

von ner Beiladung.abzusehen„ können nicht durchgreifen. Die Ver—

sicherungspflicht der wissenschaftlichen„Mitarbeiter ist nicht

lediglich eine —.an der Rechtskraft„des.Urteils„nicht„teilnehe

mende - rechtliche Vorfrage. Der Senat hat seine dahingehende

frühere Rechtsprechung (Beschluß vom 15. Juni 1975, 12 BK.21/72,
USK 75245) bereits mit den Urteilen vom 29. April 1976,

12/5 RK 66/75 <BSGEtm, 29.7) und 12/5 RK 58/75 (USK 7630) aufge—
geben und seitdem in ständiger„■echtsprechung „ auch entgegen

der früheren Rechtsprechung des in Versicherungspflicht— und

Beitragsstreitigkeiten nicht mehr zuständigen 5„ Senats des

BSG — daran festgehalten, daß„mit.der Entscheidung der Einzugs-

stelle nach % 121.Abs 5 AVG (@ 1599 Abs 5 der Reichsversiche—

rungsordnung —RVO—)über die Beitragshöhe (Beitragsbescheid)
stets auch über die Beitragspflichtmund über die Versicherungs—

pflicht entschieden wird. Der Sache nach enthält ein solcher.

Bescheid drei zwingend unneinander.abhängige„und in ihrer Rei—
‘

henfolge nicht austauschbare Einzelentscheidungen, nämlich zu—
nächst eine Entscheidung über die Versicherungspflicht, sodann
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eine Entscheidung über die Beitragspflicht,.die aus der voraus-

gehenden Entscheidung über die Versicherungspflicht folgt, und

schließlich, aus der Entscheidung.über die Beitragspflicht

folgend, diejenige über die Beitragshöhe.(B8GE 44, 297, 299).

Der Bescheid der Beklagten vom Dezember 1967 und der Wider-

spruchsbescheid vom 24. April.1975 entsprechen auch diesen

Anforderungen. Ihrem Inhalt ist eindeutig zu entnehmen, daß die

Beklagte auch und vorweg über die Versicherungspflicht der in

den beigegebenen Listen namentlich aufgeführten Personen ent-

schieden und diese Entscheidung.zur Grundlage ihrer Beitrags—

forderung gegen den Kläger als dem zur.Beitragsentrichtung

allein verpflichteten Arbeitgeber gemacht hat. Ist aber die

Rentenversicherungspflicht.der in.Betracht kommenden Personen.

selber Gegenstand einer.Entscheidung und nicht nur deren Vor—

frage, dann greift die Entscheidung unmittelbar in die Rechts-
sphäre—der Versicherten ein, über deren Versicherungspflicht

entschieden wird‘ Um die materielle Rechtskraft des Urteils

auch auf sie zu erstrecken, ist deshalb—ihre Beiladung erfor-

derlich. Von einer Beiladung könnte allenfalls dann abgesehen

werden, wenn der derzeitige Aufenthalt der beizuladenden Per—

;sonen unbekannt ist. Daß dies im vorliegenden Fall zutrifft,

hat das LSG nicht festgestellt. Es.entspricht auch nicht der
Lebenserfahrung, daß sich gllg 645 in Betracht kommenden Per-

.sonen heute nicht mehr werden ermitteln lassen..Selbst wenn
einige von ihnen nicht mehr auffindbar sein sollten, stünde

dies einer verfahrensfehlerfreien Prozeßführung nicht entgegen,

weil das LSG eine Trennung des Verfahrens.vornehmen und zu—.
nächst über die die beiladungsfähigen Versicherten betreffen-

den Beitragsforderungen entscheiden„könntei_im übrigen.wäre an
die Möglichkeit einer öffentlichen Zustellung des Beiladungs-
beschlusses zu denken.

Die Unterlassung einer notwendigen Beiladung ist ein im Revi-
sionsverfahren von Amts wegen zu beachtender und zur Zurück-
werweisung zwingender Verfahrensfehler (BSG SozR 4500 5 75
Nr 4; Meyer—Ladewig sec 5 165, Am 5, 5 168 Anm 3).
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Das auf dem Verfahrensfehler beruhende Urteil des LSG muß dem-

nach - in dem noch streitbefangenen„UMfang — aufgehoben und der

Rechtsstreit an das Berufungsgericht.zurückverwiesen werden,

ohne daß - mangels Beteiligung aller vom Verfahren Betroffenen —
der Senat Ausführungen zur materiell-rechtlichen Seite des

Rechtsstreits machen kann.

Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren.abschließenden.

Urteil vorbehalten. Hinsichtlich des Streitteiles, der von der

als unzulässig verworfenen„Anschlußrevision der Beklagten er—
faßt wird, besteht keine Kostenerstattungspflicht der bis jetzt

am Verfahren Beteiligten (5 195 Abs 4 SGG).
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